Landkreistag Sachsen-Anhalt


        [image: image1.png]



3

Ausschuss für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht 

50. Sitzung am 22. August 2013 in Magdeburg

TOP 11
Überlegungen zu einer Kommunalverfassungsbeschwerde der Landkreise gegen das Kinderförderungsgesetz Sachsen-Anhalt
Beschluss:

1. Der Ausschuss für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht teilt die Einschätzung des Ausschusses für Gesundheit, Schule und Soziales, dass infolge der am 30. Januar 2013 veröffentlichten Änderungen zum Kinderförderungsgesetz ein deutlicher finanzieller Mehraufwand für die Landkreise zu erwarten ist, der nur unzureichend vom Land ausgeglichen wird. 

2. Der Ausschuss für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht nimmt die mit Landräte-Schreiben Nr. 031/2013 übermittelten Hinweise und Überlegungen zu einer kreislichen Kommunalverfassungsbeschwerde gegen das neue Kinderförderungsgesetz Sachsen-Anhalt zustimmend zur Kenntnis. Die Landkreise werden gebeten, zeitnah zu erklären, ob sie bereit sind, ein entsprechendes Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht als Kläger zu führen oder sich an den Kosten einer Kommunalverfassungsbeschwerde solidarisch zu beteiligen. 
3. Die Landkreise werden zugleich gebeten, die finanziellen Auswirkungen des neuen Kinderförderungsgesetzes nach dem Inkrafttreten der wesentlichen Regelungen zum 1. August 2013 zu erfassen und der Geschäftsstelle zeitnah deutliche Kostensteigerungen gegenüber der bis zum 31. Juli 2013 geltenden Rechtslage mitzuteilen. Hierbei sollten neben den Zweckausgaben auch erhöhte Sach- und Personalkosten für die Gesetzesumsetzung einbezogen werden. 
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